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Zur rechtlichen Behandlung von Verunreinigungen 
öffentlicher Waſſerläufe durch Fabriksabfälle und 
den Inhalt ſtädtiſcher Unrathscanäle. 

Von Dr. V. P. 


Die ſo häufige Gepflogenheit, Abfälle und Abwäſſer gewerblicher 
Betriebe, ſowie die Unrathsmaſſen der Canäle in öffentliche Waſſer⸗ 
laufe abzuführen, gab ſchon wiederholt Anlaß zu mancherlei Discuſſionen 
und Klagen; ſeit der Herrſchaft der neueren waſſerrechtlichen Vorſchriften 
hat dieſelbe auch in einer Reihe conereter Beſchwerdefälle die Jurisdiction 
der Verwaltungsbehörden beſchäftigt. Im Laufe dieſes Jahres iſt ein 
derartiger Fall, welcher bereits 1882 anhängig ward, zum vorläufigen 
Abſchluſſe gelangt, ein Fall, welcher ſowohl feiner principiellen Bedeutung 
wegen, als auch darum ausführlicher dargeſtellt zu werden verdient, 
weil in demſelben mit dem Waſſerfrevel einer Privatpartei ſich auch 
eine Uncorrectheit ſeitens einer Gemeinde bezüglich der Benützung 
öffentlicher Gewäſſer verbindet. Im Verlaufe feiner adminiftrativrecht- 
lichen Behandlung haben folgende Rechtsſätze ihren ſententiellen Ausdruck 
gefunden: 1. Die Ausleitung der Abwäſſer aus Hadernküche, 
Holländerraum und Maſchinenſaal einer Papierfabrik in 


Aus der Oeffent⸗ 


einen öffentlichen Waſſerlauf involvirt eine Uebertretung 
der §8 16, Alinea 1 und § 64, Alinea 4 des niederöſterreichiſchen 
Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 56. 
2. Das Ausblaſen des Hadernfiaubes aus Papierfabriken 
in die Luft oder in öffentliche Gewäſſer iſt unſtatthaft. 
3. Straferkenntniſſe in Uebertretungsfällen des Waſſer— 
rechtsgeſetzes müſſen gegen beſtimmte Perſonen gefällt ſein. 

Es möge nun der ganze Fall, wie er ſich in den Entſcheidungen 
der drei Inſtanzen abgewickelt hat, in Folgendem ausführlich erzählt 


werden: 


Die Papierfabrik von Leopold F. L. & Comp. zu W. führt ſeit 
Jahren die Abfallswäſſer aus der Hadernküche, dem Holländer- und 
Maſchinenraume mittelſt eigener Leitungen in das Unterwaſſer eines an 
der Nordſeite ihres Etabliſſements fließenden größeren Baches, der als 
ein öffentlicher Waſſerlauf ausgezeichnet iſt und in welchem unter Anderem 
für die fabriksabwärts liegende Strecke das Fiſchereirecht der Religions— 
fondsherrſchaft zu W. zuſteht. Ueberdies herrſchte in dieſer Fabrik auch 
der Gebrauch, den Hadernſtaub theils in die Luft, theils in das er- 
wähnte Gewäſſer auszublaſen. Als im Jahre 1882 ein Abſterben 
zahlreicher Fiſche in der ſabriksabwärts gelegenen Strecke dieſes Baches 
wahrgenommen wurde, glaubte die fiſchereiberechtigte Partei die Ur- 
ſache davon in den angegebenen Modalitäten des Fabriksbetriebes er- 
blicken zu ſollen, erftattete deshalb Beſchwerde bei dem Stadtrathe zu 
W., bittend, daß die Fabrik beſtraft, ihr die weitere bisherige Ausleitung 
der Fabriksabwäſſer in den Bach unterſagt und zur Pflicht gemacht 
werde, den durch Vernichtung der Fiſche erwachſenen Schaden der 
Klägerin zu erſetzen. 

Ueber dieſe Beſchwerde fällte die erwähnte Bezirksbehörde auf 
Grund des Ergebniſſes der gepflogenen Erhebungen und Verhandlungen 
unterm 3. Juli 1883, Z. 10.085, das Erkenntniß: Genannte Fabriks⸗ 
firma habe durch eigenmächtige Einleitung flüſſiger und geſundheits⸗ 
ſchädlicher Abfallsſtoffe ihrer Papierfabrik in den öffentlichen Waſſer⸗ 
lauf des F.⸗Baches ſich eine Uebertretung des § 16 Alinea 1, des 
$ 20 Alinea 1, des § 64 Alinea 4 des niederöſterreichiſchen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 56, ſchuldig 
gemacht; dieſelbe habe dieſen Waſſerfrevel in Gemäßheit der Straf- 
ſanction des § 66 leg. cit. mit einer Geldſtrafe in der Höhe von 
50 fl. zu Gunſten des niederöſterreichiſchen Landesculturfonds zu 
büßen; außerdem habe fie die Koſten der beiden commiſſionellen Tag- 
fahrten vom 16. Auguſt und 18. November 1882 im Geſammtbetrage 
von 42 fl., ſohin die Koſten der chemiſchen Unterſuchung der Waſſer⸗ 
proben im Betrage von 168 fl. zu bezahlen. Die Fabriksfirma ſei 
ferners verpflichtet, in dem Betriebe dieſer ihrer Fabrik eine ſolche 
Aenderung einzuführen, daß die beanſtändete Ableitung der Fabriks⸗ 
abfallswaſſer in Zukunft entweder ganz behoben oder mittelſt Einrichtungen 
bewerkſtelligt werde, welche geeignet find, jenen Abfällen ihren geſund⸗ 
heit⸗ und fiſchereiſchädigenden Einfluß zu benehmen; zu dieſem Ende 
habe die Firma unter Beibringung der eventuellen Pläne und einer 


detaillirten Beſchreibung des für die Aſſanirung der Abfallswäſſer an- 
zuwendenden Verſahrens und der dazu erforderlichen Anlagen bei der 
Bezirksbehörde um die commiſſionelle Erhebung und ſohinige Genehmi- 
gung der Modification ihrer Betriebsaulage einzuſchreiten. Inſoferne 
es ſich in dem Falle um das Begehren des Klägers auf Zuerkennung 
eines Schadenerſatzes von 122 fl. 50 kr. für die umgeſtandenen Fiſche 
handelt, werde die Angelegenheit zur weiteren Aus tragung auf den 
Civilrechtsweg gewieſen. — Gründe: Durch die commiſſionellen Er— 
hebungen vom 10. Auguſt und 18. November 1882 wurde ſicher— 
geſtellt, daß an der Fabrik des Beklagten drei Ableitungen beſtehen, 
welche aus den Werksräumen in das Unterwaſſer des an der Nord— 
ſeite des Etabliſſements fließenden Baches münden, ferner daß durch 
dieſe Ausleitungen die Abfallswäſſer des Holländerraumes, der Hadern— 
küche und des Maſchinenſaales abgeſührt und in den genannten Bach 
geleitet werden. Die durch den Amtsſachverſtändigen vorgenommene 
Unterſuchung der an den Mündſtellen jener Ausgüſſe commiſſionell er 
hobenen Waſſerproben hat ergeben, daß in dieſen Abfallswäſſern beträcht- 
liche Meugen von mineraliſchen Stoffen, organiſchen Subſtanzen und von 
Ammoniak vorhanden feien. Der genannte Sachverſtändige hält die 


Art und Menge der vorgefundenen Beſtandtheile für eine hinreichende 


Urſache, um den Tod der Fiſche in dem derart verunreinigten Waſſer 
herbeizuführen. Anderſeits hob wieder der zweite Sachverſtändige, 
nämlich der ſtädtiſche Bezirksarzt, hervor, daß die durch jene Analyſe 
ſeines Collegen conſtatirten Subſtanzen auch der Geſundheit im All— 
gemeinen nachtheilig wären, was in dem vorliegenden Falle um ſo 
mehr in Betracht komme, als das Waſſer des fraglichen Baches bekannter— 
maßen von den Anwohnern auch als Nutzwaſſer für die Zwecke des 
Haushaltes, ſowie zur Viehtränke benützt zu werden pflegt. Damit ſei 
außer Zweifel geſtellt, daß die in Rede ſtehende Ausleitung der Ab— 
fallswäſſer in den F.-Bach die Beichaffenheit des darinnen fließenden 
Waſſers derart verändere, daß hiedurch ſowohl die Fiſcherei im gedachten 
Bache beeinträchtigt als die Geſundheit der das Waſſer benützenden 
Anwohner gefährdet werde. Hierin liegt nun der Thatbeſtand der 
Uebertretung des § 16, Alinea 1 des niederöſterreichiſchen Waſſerrechts— 
geſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 56, welcher jede 
andere als die in §8 15 J. c. erwähnte Benützung eines öffentlichen 
Gewäſſers und die Errichtung wie Aenderung von Anlagen, welche 
auf die Beſchaffenheit des Waſſers in demſelben Einfluß nehmen, von 
der vorläufigen Bewilligung der Behörde abhängig macht; ferner eine 
Uebertretung des § 20 J. c., welcher den Beſitzern von Anlagen und 
Vorrichtungen zur Benützung der Gewäſſer vorſchreibt, jene in ſolchem 
Stande zu erhalten, daß ſie der Fiſcherei und anderen Nutzungen keine 
unnöthige Erſchwerung und Beeinträchtigung verurſachen; endlich eine 


Uebertretung des 8 64, Alinea 4 J. c., welcher die geſundheitsſchädliche 


Verunreinigung der Gewäſſer ausdrücklich verbietet und als eine 
beſondere Art des Waſſerſrevels bezeichnet. Für dieſe Uebertretungen 
iſt nun die gedachte Fabriksfirma verantwortlich; denn dieſelbe iſt 
Eigenthümerin der fraglichen Papierfabrik; in ihrem Intereſſe und mit 
ihrem Wiſſen erfolgte die beanſtändete Ausleitung, für welche ihr eine 
beſondere behördliche Bewilligung nicht ertheilt worden iſt. — Die Höhe des 
Strafausmaßes empfängt durch den Hinblick auf die bedeutenden Nach— 
theile und Geſahren, welche im Gefolge der widerrechtlichen Ausleitung 
entſtehen können und zum Theile bereits aufgetreten find, ſowie im 
Hinblicke auf den Umſtand ihre Rechtfertigung, daß bereits bei der am 
9. Juli 1866 vorgenommenen Localerhebung die Direction der Papier: 
fabrik von dem k. k. Bezirksamte W. aufgeſordert wurde, für eine 
anderweitige Ableitung der Abfallsſtoffe Sorge zu tragen. — Die Ver⸗ 
fällung der Firma in die Koſten der commiſſionellen Erhebung iſt da⸗ 
durch begründet, daß dieſe Firma durch ihr vordem qualificirtes Ver— 
ſchulden die Amthandlungen nothwendig gemacht; aus dem gleichen 
Grunde (§ 94 Waſſerrechtsgeſetz) fallen derſelben auch die Koſten der 
chemiſchen Unterſuchung der Abfallswaſſer zur Laſt. — Die Firma 
müßte aber überdies verpflichtet werden, den zur Beſchwerde und Ver— 
handlung Anlaß gebenden Anſtand zu beheben, beziehungsweiſe die 
beanſtändete Ausleitung der Abfallswäſſer gänzlich zu beſeitigen oder 
durch entſprechende Einrichtungen für fremde Rechte und Jntereſſen 
gefahrlos zu machen. Denn es liegt in der Natur der Waſſerpolizei, 
daß ſie ebenſo wohl eingetretene Contravenienzen ſtrafweiſe verfolgt, wie 
auch deren Wiederkehr durch geeignete Maßnahmen zu verhindern hat. 
Es kann nicht Sache der Erkenntnißbehörde fein, ſchon dermalen die 
Art und Weiſe zu beſtimmen, in welcher die Aſſanirung der Fabriks⸗ 


114 


abwäſſer bewirkt werden fol ; ihre Aufgabe hat ſich darauf zu beſchränken, 
die Abſtellung der Gebrechen der betreffenden Partei zur Pflicht zu 
machen, ihr überlaſſend, welche der diesfalls möglichen und concurrixen— 
den Mittel und Methoden ſie zur Anwendung bringen wolle. Da aber 
die effective Anwendung einer ſolchen ſpeciellen Methode eine Aenderung 
der Betriebsaulage involvirt, für welche der § 40 der Gew.⸗Ordn. 
vom 20. December 1859 eine beſondere behördliche Genehmigung 
fordert, ſo mußte die Fabriksunternehmung verhalten werden, behufs 
Erlangung der Genehmigung einen Plan und die Beſchreibung der 
durchzuführenden Neuerung vorzulegen. — Was den Anſpruch des 
Klägers auf Erſatz des ihm zugefügten Schadens betrifft, war der— 
ſelbe im Hinblicke auf $ 68 des niederöſterreichiſchen Waſſerrechts— 
geſetzes auf den Civilrechtsweg zu verweiſen, nachdem eine gütliche 
Einigung zwiſchen den Parteien nicht erzielt wurde, für eine juris⸗ 
dictionelle Beſtimmung aber der Höhe des zu leiſtenden Schaden— 
erſatzes bei den Localerhebungen am 10. Auguft und 18. November 
1882 keine ſicheren Grundlagen gewonnen werden konnten. 

Den Recurs der verurtheilten Firma zurückweiſend, beſtätigte 
die k. k. Statthalterei zu W. unterm 15. November 1883, 3. 35.078, 
dieſe Entſcheidung ſowohl in deren Sentenz, wie den einzelnen Gründen. 

Die Firma Leopold F. L. & Comp. brachte dann einen Mini— 
ſterialrecurs ein. In demſelben wies ſie unter Anderem, wie ſchon in dem 
Recurſe an die Statthalterei, auf den Umſtand hin, daß der Waſſer— 
lauf des F.-Baches auch ohne die Zuleitung der Abfallswäſſer aus 
der Fabrik bereits arg verunreinigt wäre, da die Stadtgemeinde N. ihre 
Canäle, welche Spülwaſſer und Unrathsmaſſen aus der Stadt aufnehmen, 
großentheils in den gedachten Bach eingeleitet hätten. 

Mit Entſcheidung vom 9. Jänner 1886, Z. 15.650, wurde 
von Seite des Miniſteriums des Innern einvernehmlich mit dem Acker— 
bauminiſterium nun dieſer Recurs, ſoweit er gegen die Beſtrafung 
wegen Waſſerfrevels und gegen den Ausſpruch über die Koſten der 
Unterſuchung gerichtet war, im Grunde des $ 3 der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, als unftatthaft 
erklärt, ſoweit er hingegen ſich gegen den Auftrag betreff der Ausleitung 
der Gewäſſer, beziehungsweiſe der Einholung der erforderlichen Bewit— 
ligung ($ 16 und § 74 des n. 6. W. R. G.) richtete, von Seite 
des Ackerbauminiſteriums zurückgewieſen, welches die betreffende Ent— 
ſcheidung aus den Gründen der erſten Inſtanz beſtätigte. 

Die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern enthält weiters 
die Bemerkung, daß das angefochtene Strafeckenntniß gegen eine beſtimmte 
Perſon hätte gefällt werden ſollen. Inſoferne aus der vorgelegenen 
Verhandlung aber entnommen wurde, daß zu W. die entſtehenden 
Unrathsmaſſen theils durch die vorhandenen Senkgruben in das 
Grundwaſſer, theils durch directe Ableitung in die relativ kleinen flie— 
ßenden Gewäfſer gelangen, ſah ſich das k. k. Ackerbauminiſterium ver— 
anlaßt, die k. k. Statthalterei anzuweiſen, eine Aufforderung an den 
Stadtrath zu W. zu richten, daß er eheſtens eine den ſanitären Anfor— 
derungen beſſer eutſprechende Entfernung der Unrathsſtoffe einführe. 
Endlich ging in dieſer Entſcheidung dem Stadtrathe zu W. die Erinnerung 
zu, daß das Ausblaſen des Hadernſtaubes aus den Papierfabriken in 
die Luft oder in öffentliche Gewäſſer ſanitär unzuläſſig ſei und daher 
gefordert werden müſſe, daß dieſer Staub in Kammern geſammelt und 
der Verbrennung zugeführt werde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Nachweis der Befähigung zum Antritte eines handwerks⸗ 

mäßigen Gewerbes im Sinne des § 1, Abſ. 1 der Gewerbegeſetz⸗ 

novelle kann auch durch eine im Erhebungswege conſtatirte mehr- 
jährige Verwendung in dieſem Gewerbe erbracht werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft J. ertheilte dem Johann C. lediglich 
auf Grund des Berichtes der Gemeinde S., daß derſelbe im Raſeur⸗ 
gewerbe vollkommen bewandert iſt und gegen ihn keine Ausſchließungs⸗ 
gründe nach 88 5 und 6 des Gewerbegeſetzes vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39, vorliegen, unterm 25. Februar 1884, 3. 3993, 
einen Gewerbeſchein zum Betriebe des Raſeurgewerbes in S. 

Im Februar 1885 beſchwerte ſich Franz H., Raſeur in S., bei 
der Statthalterei in P. über die Ausſtellung dieſes Gewerbeſcheines an 
Johann C., weil dieſer den vorgeſchriebenen Befähigungsnachweis nicht 
beigebracht hat, ein mehrmals abgeſtraftes Individuum iſt, das ſich vom 


Taglohne ernährt, und weil die Ausstellung dieſes Gewerbeſcheines an | 


Johann C. eine ungeſetzliche iſt. 

Das Reſultat der diesfalls gepflogenen Erhebungen iſt folgendes: 

Johann C. wurde vier Mal gerichtlich abgeſtraft, und zwar im 
Jahre 1858 wegen Uebertretung des § 320 St. G. (Meldungs⸗ 
vorſchriften), im Jahre 1873 wegen Verbrechens des Diebſtahls zu 
14 Tagen Kerker und in den Jahren 1870 und 1879 wegen Ehren⸗ 
beleidigung. 

C., welcher 46 Jahre alt iſt, diente 12 Jahre beim Militär 
und laut des Zeugniſſes des Hauptmannes der 3. Compagnie des 
betreffenden Truppen⸗Bataillons in Th. vom 6. Auguſt 1885 hat der— 
ſelbe während ſeiner activen Dienſtleiſtung bei dieſem Bataillon in den 
Jahren 1860 — 1865 und im Jahre 1866 die Raſirbeſchäftigung wie 
ein gewandter Raſirer und Haarſchneider zur vollen Zufriedenheit 
gehandhabt. 

Die Gewerbegenoſſenſchaft in S. beſtätigte, daß Johann C. ein 
gewandter Raſeur iſt, erklärte aber, nicht beſtätigen zu können, daß 
derſelbe durch 12 Jahre (C. gab in ſeinem urſprünglichen Geſuche an, 
daß er durch ſeine 12jährige Militärdienſtzeit die Raſeurbeſchäftigung 
ausgeübt habe) raſirt habe. 

Auch liegt ein Zeugniß mehrerer Bürger aus S. vor, welche 
beſtatigen, daß Johann C. ihr Raſeur iſt und fie zur vollſten Zufrie— 
denheit bedient. 

Die Gemeinde S. und ſeine Heimatsgemeinde R. ſtellten dem 
C. gute Sittenzeugniſſe aus. 

Die Bezirkshauptmannſchaft rechtfertigte un Berichte vom 15. März 
1885, 3. 3503, die Ausfertigung des Gewerbeſcheines an C. damit, 
daß dieſelbe mit Hinblick auf die Beſtimmung des § 14, Abſ. 1 des 
Gewerbegeſetzes vom 15. März 1883 den Nachweis der praktiſchen 
Verwendung des C. theils durch die Beſtätigung über ſeine mehrjährige 
Verwendung als Raſirer bei der Compagnie, theils durch das Zeugniß 
vieler achtbarer Bürger in S. über ſeine vieljährige zufriedenſtellende 
Bedienung in der Stadt als ſolche für erbracht erachtete. Betreffend 
das moraliſche Wohlverhalten des C. mußte auch dasſelbe mit Hinblick 
auf die Strafgeſetznovelle vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 131, für vorhanden angeſehen werden, weil C. durch den Ablauf 
der geſetzlich normirten Friſt in ſeinen bürgerlichen Rechten wieder 
rehabilitirt erſcheint und über ihn günſtige Sittenzeugniſſe vorliegen 

Die Statthalterei hat unterm 2. October 1885, Z. 71.432, über 
die Beſchwerde des Franz H. gegen die Ausfolgung des Gewerbeſcheines 
zum Betriebe des Raſirergewerbes an Johann C. die Verfügung der 
Bezirkshauptmannſchaft J. vom 25. Februar 1884, 3. 3993, mit 
welcher dem Johann C. in der Gewerbeſchein zum Betriebe des 
Raſeurgewerbes ausgefertigt wurde, im Grunde des zweiten Abſatzes 
des $ 146 der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 behoben und den 
Bezirkshauptmann aufgefordert, dem Genannten gemäß des erſten Ab— 
ſatzes des § 57 der Gewerbegeſetznovelle vom 15 März 1883 den 
Fortbetrieb dieſes Gewerbes zu unterſagen und den Gewerbeſchein 
zurückzunehmen, da Johann C. den nach dem erſten Abſatze des § 14 
der Gewerbegeſetznovelle erforderlichen Befähigungsnachweis nicht erbracht 
hat, daher zum ſelbſtſtändigen Betriebe dieſes Gewerbes nicht zugelaſſen 
werden ſollte. 

Dagegen ergriff Johann C. den Miniſterialrecurs, in welchem 
er das Beſchwerderecht des Franz H. beſtreitet, und behauptet, daß er 
durch die beigebrachten Zeugniſſe ſeine Befähigung zum Betriebe des 
Raſeurgewerbes nachgewieſen habe. 

Das Miniſterium des Innern gab mit Entſcheidung vom 
21. Jänner 1886, 3. 19.522, dem Recursbegehren Folge und 
bewilligte unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung dem Recur⸗ 
renten die Ausübung des Raſeurgewerbes, „weil, inſoferne es ſich um 
die vorausgegangenen gerichtlichen Abſtrafungen des Johann C. handelt, 
die Beurtheilung, ob der Genannte von dem Antritte des Raſeur⸗ 
gewerbes auszuſchließen ſei, dem Ermeſſen der Gewerbsbehörde erſter 
Inſtanz zuſteht, das Miniſterium des Innern aber in dem gegebenen 
Falle einen Ausſchließungsgrund nach §8 5 der Gewerbegeſetznovelle 
nicht zu erblicken vermag und, inſoferne es ſich um den erforderlichen 
Befähigungsnachweis handelt, durch die nach den gepflogenen Erhebun⸗ 
gen conſtatirte mehrjährige Verwendung des Johann C. in dieſem 
Gewerbe der Nachweis ſeiner Befähigung nach § 14, Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 15. März 1883 als erbracht angeſehen werden kann.“ 

PA 


— 
— 
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Preßberichte über Gerichtsverhandlungen unterliegen ſtrafrechtlich 

derſelben Beurtheilung, wie ſonſtige Veröffentlichungen durch die 

Preſſe. Aus der Oeffentlichkeit einer Gerichtsverhandlung iſt nicht 

zu folgern, daß die Veröffentlichung derſelben unter allen um⸗ 

ſtänden ſtraffrei ſei. — Die Abſicht, die verbotene oder mit Befchlag 

belegte Druckſchrift weiter zu verbreiten, bildet kein Merkmal des 
im § Eu des Preßgeſetzes vorgeſehenen Deliets. 


Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 20. Februar 
1886, 3. 13.723 ex 1885, die Nichtigkeitsbeſchwerde des Emanuel M. 
gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Brünn vom 2. October 1885, 


3. 13.013, womit derſelbe des Vergehens nach $ 24 des Preßgeſetzes 


ſchuldig erkannt ward, zu verwerfen befunden. — Gründe: 

Nachdem vorliegende Beſchwerde, ſoweit ſich dieſelbe auf Z. 5 
des § 281 St. P. O. ſtützte, bereits unterm 22. December 1885, 
3. 13.723, ſofort als unbegründet verworfen wurde, kommt dermal nur 
der Nichtigkeitsgrund der Z. 9, lit. a des $ 281 St. P. O. in Betracht. 
Dieſer wurde bei der mündlichen Verhandlung nach zwei Richtungen 
ausgeführt: 

1. Daß der Begriff der Oeffentlichkeit der Verhandlung auch die 
ſtraffreie Reproduction der bei der öffentlichen Verhandlung gehaltenen 
Reden und vorgeleſenen Schriftſtücke in ſich ſchließe. 

2. Daß § 24 P. G. keineswegs ein abſolutes Verbot der Ver- 
öffentlichung von mit Beſchlag belegten Druckſchriften enthalte, ſondern 
eine ſolche Veröffentlichung nur inſoweit verbiete, als dieſelbe in der 
nachweisbaren Abſicht erfolgt, die mit Beſchlag belegte Druckſchrift weiter 
zu verbreiten; dieſe Abſicht ſei aber im gegenwärtigen Falle vom erſten 
Richter nicht feſtgeſtellt worden. 

Dieſe Ausführungen find jedoch nicht geeignet. das Vorhandenſein 
des geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes erkennen zu laſſen; denn 
ad 1.: Die Berichte der Preſſe über Gerichtsverhandlungen unterliegen 
ſtrafgerichtlich derſelben Beurtheilung wie ſonſtige Veröffentlichungen 
durch die Preſſe und kann aus der Oeffentlichkeit der Gerichtsver⸗ 
handlungen noch keineswegs die Strafloſigkeit aller und jeder Veröffent— 
lichung über Dasjenige gefolgert werden, was bei einer öffentlichen 
Verhandlung vorgebracht wurde, zumal der von der Vertheidigung 
bezogene 8 493 St. P. O. ausdrücklich erklärt, daß über einen Ein— 
ſpruch in „öffentlicher“ Sitzung zu entſcheiden ſei, der Begriff der 
„Oeffentlichkeit“ aber auch hier nach S 228 St. P. O. zu beurtheilen 
iſt. Die Oeffentlichkeit bezieht ſich ſomit nur auf die Verhandlung ſelbſt, 
ohne daß durch dieſelbe die Anwendung des $ 24 P G. in Frage 
geſtellt würde. Nur wahrheitsgetreue Mittheilungen öffentlicher Ver⸗ 
handlungen des Reichsrathes und der Landtage entziehen ſich der ſtraf— 
gerichtlichen Verfolgung, nicht aber in Folge der Oeffentlichkeit der 
betreffenden Verhandlung, ſondern weil dies durch 8 28 P. (, ausdrücklich 
normirt iſt, eine Ausnahmsbeſtimmung, welche ſtreng zu interpretiren 


iſt, daher auf öffentliche Gerichtsverhandlungen nicht ausgenommen 


werden kann. 

Ad 2. Der § 24 P. G. beſtimmt ganz allgemein: „Wer wiſ— 
ſentlich eine mit Beſchlag belegte Druckſchrift weiter verbreitet, oder deren 
Inhalt durch den Druck veröffentlicht, macht ſich eines Vergehens 
ſchuldig“, fo daß zum Thatbeſtande dieſes Vergehens nur die Beröffent- 
lichung und das Bewußtſein, daß die Druckſchrift, deren Inhalt ver— 
öffentlicht wird, mit Beſchlag belegt wurde, erforderlich erſcheint. Eine 
weiter reichende Abſicht, namentlich aber die auf Weiterverbreitung 
gerichtete Abſicht verlangt der $ 24 P. G. nicht und kann dieſelbe 
auch nicht verlangen, indem dann, wenn jene Abſicht vorhanden wäre, 
nicht mehr eine Verletzung des § 24 dieſes Geſetzes, ſondern jene 
ſtrafbare Handlung vorläge, welche zur Beſchlagnahme der Druckſchrift 
Veranlaſſung gab. 

Nachdem hier nun der Gerichtshof feſtgeſtellt hat, daß der Ange— 
klagte „den weſentlichen Inhalt der in der Nummer 28 des „Beobachter“ 
beanſtändeten Stellen reproducirt und insbeſondere jene Stellen, welche 
hauptſächlich zu der Beſchlagnahme der Nummer 28 den Anlaß gaben“ 


und „daß ihm die Confiscation der Nummer 28 des „Beobachter“ und der 


Grund derſelben bekannt geweſen ſei“ — erſcheinen alle Merkmale 
des im 8 24 P. G. normirten Vergehens ſichergeſtellt und es kann 
ſomit auch von einer Verletzung des Geſetzes oder unrichtigen Anwen⸗ 
dung desſelben keine Rede ſein, weshalb auch die Nichtigkeitsbeſchwerde 
nach § 288, Abſ. 1 St. P. O. als ungegründet zu verwerfen war. 


Geſetze und Verordnungen. 


1885. II. Semeſter. 

Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 

X. Stück. Ausgeg. am 2. October. — 19. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 9. Jänner 1885, Z. 286.1, betreffend die Ent⸗ 
waffnung des Ortes Opanci, Gemeinde Almiſſa in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. — 20. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Mai 
1885, 8. 9246-IL, betreffend die Entwaffnung der Ortſchaften Blato und Nova⸗ 
ſela, Gemeinde Almiſſa in dem politiſchen Bezirke Spalato. — 21. Kundmachung 
der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Juli 1885, Z. 12.521-II, betreffend 
die Entwaffnung der Ortſchaften Kresevo im Bezirke Spalato und Cifta in dem 
politiſchen Bezirke Imoski. 

XI. Stück. Ausgeg. am 20. October. — 22. Geſetz vom 25. Juli 1885, 
wirkſam für das Königreich Dalmatien, über die Verwendung von Realleiſtungen 
bei der Ausführung von Arbeiten zur Ableitung oder zur Ab wehr von Gewäſſern. 

XII. Stück. Ausgeg. am 5. November. — 23. Kundmachung der k. k. 
dalmatiniſchen Statthalterei vom 20. September 1885, Z. 17.096, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaft Plaſtovo in der Gemeinde Scardona in dem politiſchen 
Bezirke Sebenico. 24. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei 
vom 25. October 1885, Z. 19.596, betreffend die Verpflichtung der in den 
Jahren 1864, 1865 und 1866 geborenen Jünglinge zur Selbſtanmeldung bei der 
Gemeinde wegen Einſchreibung in die Stellungsliſten des Jahres 1886. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. — 25. Verordnung der k. k. 
dalmatiniſchen Statthalterei vom 15. Auguſt 1885, Z. 14.970-II, betreffend die 
Gebühren, auf welche die Straßenmeiſter und Waſſer⸗Bauaufſeher den Anſpruch 
haben, 
Geſchäften innerhalb und außerhalb ihren Straßenſection, ſowie von Geſchäften 
in Staatsbauangelegenheiten außerhalb ihres Amtsbereiches. 26. Kund⸗ 
machung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. September 1885, 
3. 17.762, betreffend die Entwaffnung der Ortſchaften Donje ſelo, Maslinica, 
Gornje ſelo, Stomorska, Grohote, Srednje polje der Gemeinde Solta in dem 
politiſchen Bezirke Spalato. — 27. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei vom 30. October 1885, 8. 2823, betreffend die Entwaffnung der Ort⸗ 
ſchaft Caſtel Staffileo in der Gemeinde Caſtelnuovo in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. 28. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
23. November 1885, 8. 21.343, über die Durchführung der Militärſtellung 
pro 1886. 

Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Graffchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 

XII. Stück. Ausgeg. am 7. Juli. 24. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 10. Juni 1885, 8. 10.389 — Militär, betreffend einige Abände⸗ 
rungen der Statthalterei-Kundmachung vom 21. September 1876, 8. 14.413, 
L. G. Bl. Nr. 57, hinſichtlich der Abhaltung der jährlichen Controlsverſamm⸗ 
lungen der Urlauber und Reſervemänner in Tirol und Vorarlberg. — 25. Kund⸗ 
machung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 25. Juni 1885, Z. 865, betreffend 
die Errichtung einer Zollamtsexpoſitur in Miß Sagron. — 26. Verordnung des 
k. k. Statthalters vom 25. Juni 1885, Z. 12.079 — Forſt, betreffend die 
Stempelfreiheit der Geſuche um Bewilligung von Holzabgaben und Fällungen 
in Gemeinde⸗ und Privatwäldern. — 27. Kundmachung des k. k. Statthalters 
vom 3. Juli 1885, 8. 11.432 — Gewerbe, betreffend den Anſchaffungspreis für 
die nach der Miniſterialverordnung vom 12. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 69, ein⸗ 
geführten neuen Arbeitsbücher. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Handelsminiſterium, geheimen 
Ra the Karl Freiherrn von Pußwald anläßlich ſeiner Penſtonirung das Groß 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Finanzrathe und Finanzdirector in 
Troppau Rudolph Schwabe tarfreı den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bergrath Alois Wasmer zum Ober-Berg- 
rathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Caſſier des Wiener Stadterweiterungsfondes, 
kaiſerlichen Rathe Georg Kollmer den Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Rechnungsrathe im Handelsminiſterium 
Johann Hawliſch das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Poſtcontrolor Rudolph Gams in Wien den 
Titel und Charakter eines Ober⸗Poſtcontrolors verliehen. 


und zwar bei Beſorgung von in ihren Berufsdienſt nicht fallenden 
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Seine Majeſtät haben dem Poſtcontrolor Gottfried von Schluder- 
mann in Klagenfurt anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Ober⸗Poſtcontrolors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bauadjuncten der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
anſtalt in Bozen Alois Matz das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem geiſtlichen Rathe und Pfarrer in Innsbruck 
Weyrer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

. Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des katholiſchen Waiſen⸗Hilfs⸗ 
liche in Wien Stephan Worell das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
erliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Traiskirchen Joſeph 
Ferſchner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

5 Der Finanzminiſter hat für den Bereich der Finanz⸗Direction in Trieſt 
die Finanz- Inſpectoren Karl Veltze und Otto Ritter von Zimmermann zu 
Finanz⸗Oberinſpectoren und den Finanz⸗Commiſſär Dr. Titus Premuda zum 


Kaſpar 


Finanz⸗Inſpector ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Matthäus Furlan und 
den Hauptfteueramts-Controlor Andreas Antoncit zu Haupt⸗Steuereinnehmern 
für den Bereich der Finanz⸗Direction in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der mähriſch⸗ſchleſiſchen Finanz- 
procuratur Dr. Franz Domluvil zum Finanzrathe in Innsbruck ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Ober⸗Baurath der 
Statthalterei in Dalmatien Richard Häniſch zum Conſervator der Central⸗ 
commiſſion für Kunſt⸗ und hiſtoriſche Denkmale ernannt. 


Erledigungen. 


Drei proviſoriſche Forſtinſpections⸗Adjunctenſtellen im Verwaltungsgebiete 
für Tirol und Vorarlberg, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Kärnten in der ſiebenten, eventuell Regierungs⸗ 
ſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, bis 4. Juli. (Amtsbl. Nr. 142.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Krain in der neunten, eventuell Regierungs⸗ 
Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 28. Juni. (Amtsbl. Nr. 142.) 

Adminiſtrations⸗Adjunctenſtelle bei der Direction der Güter des Buko⸗ 
winaer gr.⸗or. Religionsfondes in der neunten Rangsclaſſe, bis 10. Juli 
(Amtsbl. Nr. 142.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Bielitz in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Eine proviſoriſche Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle, ferner eine, eventuell zwei 
proviſoriſche Steuer⸗Inſpectorsſtellen in der neunten Rangsclaſſe bei den Steuer- 
adminiſtrationen in Wien, dann eine, eventuell zwei proviſoriſche Finanz⸗Conci⸗ 
piſtenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden in Wien, 
binnen 14 Tagen. (Amtsbl. Nr. 144.) 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 
Dieser Tage wird von der 


MANZ’schen Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze 
der fünfte Band in siebeuter Aufiage: 


Die Strafprocess-Ordnung 
vom 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 119, 


und die 


Instruction für die Strafgerichte und 
Staatsanwaltschaften 


sammt den ergänzenden und erläuternden Gesetzen und Verordnungen 
unter Anführung einschlägiger Beschlüsse und Entscheidungen des 
obersten Gerichts- als Cassationshofes, 

Preis: 2 fl. 30 Kr., in Leinen gebunden 2 fl. 80 Kr., 
im Drucke beendet werden. 

Durch das liebenswürdige Entgegenkommen und die 
Mitwirkung 

des llerru k. k. Genrral-Procurators Ritter von Cramer 
wird die Neubearbeitung dieses Bandes der Manz'schen Taschen-Aus- 
gabe der österreichischen Gesetze eine Bedeutung für die öster- 
reichischen Juristepkreise erlangen, auf welche die Verlagshandlung 
mit grosser Befriedigung hinweisen kann. 


— .. —— ——— 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 8 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


